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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

5 - 10201 - 1162/57 V 


Bonn, den 18. Februar 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zahlungen aus Bundesmitteln an den wegen Urkun- 
denfälschung und Betruges zu 4 Jahren Zuchthaus 
verurteilten früheren Gestapo-Mann und SS-Sturm- 
bannführer Heinz Stephan 

Bezug : Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache 167 - 


Auf die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD antworte ich 
wie folgt: 

Zu 1. 

Der Herr Bundeskanzler hat in der 208. Sitzung des Deutschen 
Bundestages am 9. Mai 1957 einen schriftlichen Bericht über 
den Fall des Nachrichtenhändlers Stephan in Aussicht gestellt. 
Mit Schreiben vom 23. Juli 1957 - 5 - 3304/57 - an den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages hat der Herr Bundes- 
kanzler dem Hohen Hause diesen Bericht vorgelegt. Aus dem 
Urteil der 10. Großen Strafkammer des Landgerichts Berlin 
vom 13. November 1957 gegen Heinz Stephan ergibt sich 
nicht, daß die Angaben dieses Berichts unzutreffend sind. Die 
Bundesregierung sieht daher keinen Anlaß, den Brief zu be- 
richtigen oder zu ergänzen. 

Zu 2. und 3. 

Da ein Widerspruch zwischen dem Schreiben des Herrn Bun- 
deskanzlers vom 23. Juli 1957 und dem gegen Stephan er- 
gangenen Urteil nicht besteht, hat die Bundesregierung keine 
Veranlassung, dieses Urteil zu veröffentlichen. 

Die zu richterlichem Protokoll erklärte Zeugenaussage des 
früheren Staatssekretärs im Bundeskanzleramt Dr. Otto Lenz 
befindet sich bei den Gerichtsakten, die der Bundesregierung 
nicht vorliegen. Ein Widerspruch zwischen dieser Zeugen- 
aussage und der Erklärung des Herrn Bundeskanzlers in der 
208. Sitzung des Deutschen Bundestages - wenn er bestehen 
sollte - wird sich nicht mehr klären lassen, da Herr Staats- 
sekretär Dr. Lenz verstorben ist. Aus diesem Grunde hält die 
Bundesregierung auch die Veröffentlichung dieser Zeugen- 
aussage nicht für notwendig. 
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Zu 4. 

Ein Widerspruch zwischen den Erklärungen des Herrn Bundes- 
kanzlers in der Bundestagssitzung vom 9. Mai 1957 und der 
Zeugenaussage des beim Bevollmächtigten des Bundes in 
Berlin tätigen Pressereferenten, Herrn Wrasmann, ist nicht 
ersichtlich. 

Zu 5. 

Herr Wrasmann bekam die Aussagegenehmigung in dem 
Umfange, in dem sie vom Vorsitzenden des erkennenden 
Gerichtes erbeten wurde. 

Zu 6. 

Der Herr Bundeskanzler hat bereits in seinem Bericht vom 
23. Juli 1957 erklärt, daß Stephan aus seinem Dispositions- 
fonds oder sonst aus Mitteln des Bundeskanzleramtes keinerlei 
Zuwendungen erhalten hat. 

Zu 7. 

Die Zahlungen an Stephan dienten dem Zweck, einwandfreie 
Beweise für die von ihm stammenden Nachrichten beizubringen. 

Zu 8. und 9. 

Die Bundesregierung ist bereit, über die von Stephan beige- 
brachten angeblichen „Originalbelege" und den Schriftwechsel 
mit ihm unter Vorlage der Unterlagen dem Herrn Vorsitzen- 
den und dem Herrn stellvertretenden Vorsitzenden des 
Bundestagsausschusses für Inneres vertraulich Aufklärung zu 
geben. 

Zu 10. 

Der Herr Bundeskanzler trägt die parlamentarische Verant- 
wortung für die Verwendung der im Haushalt des Bundes- 
kanzlers bewilligten Fonds. Mit seiner in der Frage 10 zitierten 
Erklärung hat er zum Ausdruck gebracht, daß es ihm - wie 
jedem Regierungschef und jedem Minister - unmöglich ist, 
alle Einzelausgaben persönlich nachzuprüfen. Er muß sich in- 
soweit auf die Pflichttreue seiner Beamten verlassen, die vom 
Präsidenten des Bundesrechnungshofs kontrolliert werden. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 
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